
H
er

au
sg

eb
er

:  T
hü

rin
ge

r L
an

dt
ag

,  P
re

ss
e-

 u
nd

 Ö
ffe

nt
lic

hk
ei

ts
ar

be
it,

  J
ür

ge
n-

Fu
ch

s-
St

ra
ße

 1 
 9

90
96

 E
rf

ur
t  

  
Fü

r d
ie

 S
ei

te
n 

"A
us

 d
en

 Fr
ak

tio
ne

n"
 u

nd
 "D

ie
 La

nd
es

be
au

ftr
ag

te
n"

 si
nd

 d
ie

 je
w

ei
lig

en
 B

er
ei

ch
e 

ve
ra

nt
w

or
tli

ch
. D

ie
se

 Z
ei

tu
ng

 d
ie

nt
 d

er
 Ö

ffe
nt

lic
hk

ei
ts

ar
be

it 
de

s T
hü

rin
ge

r L
an

dt
ag

s. 
Si

e 
da

rf
 w

ed
er

 vo
n 

W
ah

lb
ew

er
be

rn
 n

oc
h 

vo
n 

W
ah

lh
el

fe
rn

 w
äh

re
nd

 e
in

es
 W

ah
lka

m
pf

es
 zu

m
 Z

w
ec

ke
 d

er
 W

ah
lw

er
bu

ng
 ve

rw
en

de
t w

er
de

n.

Die Bürgerbeauftragte des 
Freistaats Thüringen 
www.bueb.thueringen.de
Tel.:	 0361  37 71871 
Fax:	 0361  37 71872
Mail:	 buergerbeauftragte@ 
	 landtag.thueringen.de

Die Landesbeauftragte für die 
Unterlagen des 
Staatssicherheitsdienstes der  
ehemaligen  DDR
www.thueringen.de/tlstu
Tel.:	 0361  37  71951 
Fax:	 0361  37  71952
Mail: 	tlstu@t-online.de

Der Landesbeauftragte für den 
Datenschutz 
www.thueringen.de/datenschutz
Tel.: 	 0361  37 71900
Fax:	 0361  37 71904
Mail:  poststelle@datenschutz. 
	 thueringen.de
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Die Bürgerbeauftragte

Hierzu führt die Landesbe-
auftragte gemeinsam mit der 
BStU-Außenstelle Erfurt  eine 
Informationsveranstaltung 
durch.
Vor genau 50 Jahren kam es 
zu einem der 52 eindeutig be-
legten „politischen“ Todesur-
teile der DDR-Justiz. Vor Ge-
richt stand ein 29-Jähriger, 
dem man vorwarf, nach sei-
ner Flucht in den Westen Mi-
litärgeheimnisse verraten zu 
haben, die er während seiner 
Dienstzeit als Grenzoffizier er-
fahren hatte, und sich – mit 
dem Vorschlag zum Verbringen 
einer Atemschutzmaske in den 
Westen – der potentiellen Mit-
schuld am möglichen Tod von 
Millionen schuldig gemacht zu 
haben. Smolka war beim Tref-
fen mit seiner Frau in Grenznä-
he aufgegriffen, in die zentra-
le Stasi-Haftanstalt gebracht 

Der politische Prozess gegen Manfred Smolka 
Die Hintergründe des Todesurteils vom 29.04.1960

und dort intensiv verhört wor-
den. Im von Mielke unterzeich-
neten Prozess-Vorschlag heißt 
es: „Das Verfahren ist geeignet, 
aus erzieherischen Gründen 
gegen Smolka die Todesstrafe 
zu verhängen.“ Noch während 
des laufenden Prozesses kam 
ein Bote aus Berlin mit Hinwei-
sen zur Prozessführung.
Der Vortrag widmet sich fol-
genden Fragen:
– 	Wer hat das Todesurteil be-

schlossen?
– 	Wie fügt sich der Prozess ge-

gen Smolka in die 1960er 
politische Strafverfolgung 
ein und warum wurde aus-
gerechnet gegen Smolka ein 
Todesurteil gesprochen?

– 	Wie verlief der Prozess in Er-
furt?

– 	Welche Rolle spielte die 
Staatssicherheit in dem Ver-
fahren?

Die Tonaufzeichnungen der 
Hauptverhandlung existieren 
noch – Auszüge aus der Ankla-
geerhebung, der Angeklagten-
Befragung und Urteilsspre-
chung werden im Rahmen des 
Vortrags zu Gehör gebracht.
1994 wurde gegen den dama-
ligen Staatsanwalt Wieseler 
ein Strafprozess wegen Rechts-
beugung anberaumt und ein 
Urteil gesprochen.
Hierzu referiert die Referentin 
für historische Aufarbeitung 
und politische Bildung der 
Landesbeauftragten, Frau Dr.  
Andrea Herz.
Bild-Vortrag mit Ton-Passa-
gen aus dem Prozess und Ge-
spräch

Donnerstag 08.04.2010,
19.30 Uhr

Kleine Synagoge
An der Stadtmünze 5,  Erfurt

Am 10.03.2010 hat die Bürger-
beauftragte des Freistaats Thü-
ringen, Silvia Liebaug, der Präsi-
dentin des Thüringer Landtags, 
Birgit Diezel, ihren Bericht über 
die Tätigkeit für das Jahr 2009 
übergeben.
Der Bericht ist auch im In-
ternet veröffentlicht und 
steht allen Interessierten un-
ter www.bueb.thueringen.de  
zur Verfügung. Von den 2009 
neu eingegangenen 654 
Vorgängen wurden im Be-
richtszeitraum selbst bereits 
87 % abschließend bearbeitet. 

Bürgerbeauftragte übergibt Jahresbericht 2009
Bei den eingegangenen Vor-
gängen stand an erster Stel-

le der Bereich Soziales, Fami-
lie und Gesundheit (130 Vor-
gänge) und an zweiter Stel-
le der Bereich Bau und Verkehr 
(103 Vorgänge). An Dritter Stel-
le folgte der Bereich Grundsi-
cherung und Arbeitsamt mit 97 
Vorgängen und an vierter Stel-
le der Bereich kommunale An-
gelegenheiten mit 77 Vorgän-
gen, wobei der Großteil auf den 
Bereich Kommunalabgaben  
(58 Vorgänge) entfiel.
Im Jahr 2009 führte die Bürger-
beauftragte insgesamt 31 Orts-
termine durch.

Die Beauftragte für die Stasiunterlagen

Der Datenschutzbeauftragte

Nachdem in der Landtagssit-
zung am 25. Februar 2010 die 
sechs vom Landtag zu bestel-
lenden Mitglieder des Beirats 
beim Landesbeauftragten für 
den Datenschutz sowie deren 
sechs Stellvertreter gewählt 
worden sind, fand am 24. März 
2010 die konstituierende Sit-
zung statt. Der Beirat hat nach 
§ 41 Abs. 3 ThürDSG die Aufga-
be, den Landesbeauftragten für 
den Datenschutz in seiner Ar-
beit zu unterstützen. Dabei darf 

die Unabhängigkeit des Daten-
schutzbeauftragten nicht be-
einträchtigt werden. Im Bei-
rat sind nicht alle im Landtag 
vertretenen Fraktionen reprä-
sentiert. Im Gegensatz zu ver-
gleichbaren Gremien in Bayern 
und Rheinland-Pfalz enthält 
§ 41 ThürDSG keine Regelung, 
wonach es ermöglicht wird 
bzw. sogar verpflichtend ist, 
dass jede Fraktion mindestens 
ein Mitglied im Beirat stellt. 
Dies sollte bei der angekündi-

gten Novelle des Thüringer Da-
tenschutzgesetzes ebenfalls er-
wogen werden, um zu verhin-
dern, dass, wie derzeit der Fall, 
eine Fraktion (hier die FDP-Frak-
tion) nicht in diesem Gremi-
um vertreten ist. Zum Vorsit-
zenden wurde erneut der Ab-
geordnete Fritz Schröter (CDU) 
gewählt, der dieses Amt bereits 
in der letzten Legislaturperiode 
ausgeübt hat, zur stellvertre-
tenden Vorsitzenden die Abge-
ordnete Dorothea Marx (SPD).

Datenschutzbeirat konstituiert
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THÜRINGER L ANDTAG

THÜRINGER 
LANDTAGSKURIER

Kurz gemeldet 

Aus dem Plenum
In den Plenarsitzungen vom 24. 
bis 26. März 2010 ging zunächst 
das Gesetz zur Aufhebung des 
Gesetzes über den befriedeten 
Raum des Thüringer Landtags 
in die zweite Beratung. Anlie-
gen des Aufhebungsgesetzes 
ist es, die so genannte Bann-
meile um den Thüringer Land-
tag abzuschaffen, um den Bür-
gerinnen und Bürgern das Recht 
auf Versammlungsfreiheit und 
freie Meinungsäußerung auch 
in unmittelbarer Nähe des Par-
laments zu gewährleisten. In 
der Schlussabstimmung wur-
de der Gesetzentwurf von den 

Die Vereinigung ehemaliger Abgeordneter des Thüringer Landtags e.V. führte am 9. März 2010 ihre Jahresmitgliederversammlung durch. 
Gleichzeitig konnte das zehnjährige Jubiläum gefeiert werden: die Vereinigung besteht seit dem 3. Februar 2000. Ihr gehören derzeit 67 ehe-
malige Abgeordnete aller Fraktionen des Landtags an.    + + +    Landtagspräsidentin Birgit Diezel ist am 20. März 2010 in Schleiz erneut zur 
Vorsitzenden des Landesverbandes Thüringen der Bundesvereinigung Lebenshilfe gewählt worden.    + + +   Der Außerordentliche und Bevoll-
mächtigte Botschafter der Republik Belarus in der Bundesrepublik Deutschland, S. E. Andrei Giro, stattete Landtagspräsidentin Birgit Diezel 
am 9. März 2010 seinen Antrittsbesuch ab. Giro hat sein Amt seit dem 3. September 2009 inne.    +  + +   Die Pilotphase des Projekts „nelecom 
– Neue Lernkultur in Kommunen“ konnte am 15. März 2010 mit einer Veranstaltung im Plenarsaal des Thüringer Landtags abgeschlossen wer-
den. Ziel des Projekts ist es, die Erziehungs- und Bildungsarbeit der Schulen mit Institutionen und Partnern des sozialen Umfelds zu vernetzen 
und eine Lernkultur zu entwickeln, die auf individueller Förderung, wertschätzenden Sozialbeziehungen und regionaler Identität aufbaut.

Abgeordneten mehrheitlich an-
genommen. Erstmals beraten 
wurde das Thüringer Gesetz 
zur Ausführung des Zensus-
gesetzes 2011, dessen Entwurf 
von der Landesregierung vor-
gelegt wurde. Beabsichtigt ist, 
das vom Bundesgesetzgeber er-
lassene Zensusgesetz 2011 vom 
8. Juli 2009 zur Durchführung 
der Volks-, Gebäude- und Woh-
nungszählung um organisato-
rische und verfahrensrechtliche 
Bestimmungen zu ergänzen. 
Hierbei handelt es sich u.a. um 
die Verpflichtung der kreisfreien 
Städte und Landkreise zur ört-

lichen Durchführung sowie die 
Bestimmung der örtlichen Er-
hebungsstellen. Ebenfalls erst-
malig beraten wurde das Dritte 
Gesetz zur Änderung des Thü-
ringer Flüchtlingsaufnahme-
gesetzes, das auf Initiative der 
LINKEN eine Neuregelung der 
Unterbringung und Leistungs-
gewährung im Asylverfahren 
vorsieht. Die Thüringer Parla-
mentarier debattierten zudem 
die Entlastung der Landesregie-
rung sowie des Thüringer Rech-
nungshofs für das Haushalts-
jahr 2006, die Änderung der 
Thüringer Kommunalordnung 

und des Thüringer Kommunal-
abgabengesetzes, die Situation 
am Erdfall Tiefenort einschließ-
lich der wirksamen Hilfe für Ge-
schädigte sowie die Stärkung 
des Landesforstbetriebs. Auf 
Antrag aller Fraktionen wurde 
die Beendigung der Tätigkeit 
des Wahlprüfungsausschusses 
festgestellt. 
Eine vollständige Übersicht al-
ler behandelten Tagesord-
nungspunkte samt der zuge-
hörigen Drucksachen ist in der 
Parlamentsdokumentation un-
ter www.thueringer-landtag.de 
einsehbar.

Landtag präsentierte sich auf 20. Thüringen-Ausstellung
Die Landtagsverwaltung so-
wie die Fraktionen des Thü-
ringer Landtags präsentierten 
sich auch in diesem Jahr auf 
der Thüringenausstellung in 
Erfurt, diesmal mit einem ge-
meinsamen Stand. Über den 
gesamten Messezeitraum vom 
6. bis 14. März konnten sich die 
Besucher über den im letzten 
Jahr gewählten 5. Thüringer 
Landtag informieren.

Die Mitglieder des Petitions-
ausschusses, zahlreiche Ab-
geordnete sowie Mitarbeiter 
der Fraktionen und der Ver-
waltung stellten sich auf der 
größten Verbrauchermesse 
des Freistaats den Fragen und 
Anliegen der Bürgerinnen und 
Bürger. 

Auch die Landesbeauftragte 
für die Stasiunterlagen, Hildi-
gund Neubert, sowie die Bür-
gerbeauftragte des Freistaats, 
Silvia Liebaug, berichteten am 
Messestand des Landtags über 
ihre Arbeit. Im Rahmen einer 
Sprech- und Autogrammstun-
de kam Landtagspräsidentin 
Birgit Diezel (Foto unten) am 

13. März mit den Besuchern ins 
Gespräch. Anschließend über-
nahm sie anlässlich des „Fami-
lientages“ im Foyer der Halle 1 
die Kinderbetreuung. Für Un-
terhaltung sorgte dabei das 
Thüringen-Quiz von ‚kids in-
teractive’, mit dem junge Mes-
sebesucher, aber auch deren 
Eltern ihr Wissen über den Frei-
staat in vielen Kategorien auf 
die Probe stellen konnten. 

Am Nachmittag verschaff-
te sich die Landtagspräsiden-
tin bei einem Messerundgang 
einen Überblick über die Aus-
steller. 

Bereits im Vorfeld hatte Frau 
Diezel die Schirmherrschaft 
des Jubiläumsballs zur feier-
lichen Eröffnung der Messe 
übernommen. In ihrem Gruß-
wort würdigte sie besonders 
den großen Einsatz der Orga-
nisatoren und Helfer. 
Nur durch ihr Engagement 
könne die Thüringen-Ausstel-
lung auch in den nächsten Jah-
ren ihr hohes Niveau und ihre 
große Anziehungskraft behal-
ten.
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Aus der Arbeit der Ausschüsse Ausstellungen

Am 15. März 2010 besuchten 
die Mitglieder der Strafvoll-
zugskommission des Thürin-
ger Landtags in einer auswär-
tigen Sitzung das Fachkranken-
haus für Psychiatrie und Neuro-
logie in Hildburghausen. Nach 
einem Rundgang durch die Ein-
richtung führten die Abgeord-
neten Gespräche mit der Kli-
nikleitung, den Ärzten und The-
rapeuten sowie den Patienten. 
Die Strafvollzugskommission 
des Landtags ist ein ständiger 
Unterausschuss des Petitions-
ausschusses. Die Kommission 
kann sich, auch ohne Ankündi-
gung, vor Ort über die Unter-
suchungs- und Strafvollzugs-
anstalten Thüringens informie-

Ausschuss für Bildung, Wissenschaft und Kultur 
Anhörung zum Kindertageseinrichtungsgesetz

Strafvollzugskommission
besucht Fachkrankenhaus Hildburghausen

In seiner öffentlichen Sitzung 
am 18. März 2010 gab der Aus-
schuss für Bildung, Wissen-
schaft und Kultur rund 30 Sach-
verständigen, Interessenvertre-
tern und Betroffenen die Gele-
genheit, sich im Plenarsaal des 
Thüringer Landtags zu den Ge-
setzentwürfen zur Änderung 
des Thüringer Kindertagesein-
richtungsgesetzes zu äußern. 
Unter regem öffentlichen Inte-
resse nahmen vorwiegend Ver-
treter kommunaler und sozi-
aler Träger und Verbände Stel-

lung. Die Fraktionen der CDU 
und SPD sowie die Fraktionen 
der LINKEN und BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN hatten jeweils 
einen gemeinsamen Gesetz-
entwurf in den Landtag ein-
gebracht. Der Ausschussvor-
sitzende Dr. Mario Voigt (CDU) 
dankte allen Beteiligten: „Die 
Anhörung hat in einer kon-
struktiven Atmosphäre statt-
gefunden und wichtige Anre-
gungen gebracht, die bei der 
weiteren Beratung Berücksich-
tigung finden werden.“

Der Duft fri-
schen Heus 
begegnete den 
Besuchern und 
Beschäftigten 
des Thüringer 

Landtags am 25. März 2010, so-
bald sie das Foyer des Gebäudes 
betraten. Ihre Aufmerksamkeit 
sollte damit auf eine neue Aus-
stellung im Eingangsbereich ge-
lenkt werden, die Landtagsprä-
sidentin Birgit Diezel am Ran-
de der Plenarsitzung gemein-
sam mit dem stellvertretenden 
Vorsitzenden des Deutschen 
Verbandes für Landschafts-

pflege, Florian Meusel, eröff-
nete.  „Brückenbauer zwischen 
Mensch und Natur“ lautet der 
Titel der Schau, die die Arbeit 
der Thüringer Landschaftspfle-
geverbände auf anschauliche 
Weise vorstellt. Mit der Ände-
rung des Bundesnaturschutz-
gesetzes, die am 1. März 2010 in 
Kraft getreten ist, wurden die 
deutschen Landschaftspflege-
verbände fest im Bundesrecht 
verankert. Aus diesem Anlass 
informieren die sechs Thürin-
ger Verbände interessierte Be-
sucher des Landtags über Ziele 
und Entwicklungen ihrer Arbeit. 
Seit nunmehr 20 Jahren zielen 
die Thüringer Landschaftspfle-
geverbände auf eine Synthe-
se von Naturschutz, Landwirt-
schaft und Politik. Unter Berück-
sichtigung wirtschaftlicher Be-
dürfnisse und Notwendigkeiten 
setzen sie sich auf kommunaler 
und regionaler Ebene für den 
Klima- und Artenschutz ein. 
Eine besonders wichtige Rolle 
spielt dabei die Umweltbildung. 

Landschaftspflegeverbände präsentieren sich

ren. Auch geschlossene Heil- 
und Pflegeanstalten oder ähn-
liche Einrichtungen des Landes 
dürfen besucht und die in ihnen 
verwahrten Menschen befragt 
werden.
Die Mitglieder der Kommission 
gedachten im Rahmen ihrer Vi-
site auch der Opfer der natio-
nalsozialistischen Euthanasie-
gesetze. Eine Gedenktafel erin-
nert seit August 2009 an 158 Pa-
tienten der Thüringischen Lan-
desheil- und Pflegeanstalt Hild-
burghausen, die bis 1941 nach 
Sonnenstein/Pirna verbracht 
und ermordet wurden. Die Ab-
geordneten würdigten die Op-
fer mit der Niederlegung eines 
Blumengebindes.

Hintergrund

Die Ausstellung ist bis zum  
23. April 2010, Montag bis Freitag 
von 8.00 bis 18.00 Uhr zu sehen. 
Der Eintritt ist frei.

Wie aus Fallobst wohlschme-
ckender Saft wird und dass die 
Natur für Kinder erst begreif-
lich wird, wenn sie sie tatsäch-
lich anfassen können – all das 
will die Ausstellung ihren Besu-
chern vermitteln. Liebevoll erar-
beitete Exponate, wie etwa die 
Baumbücher von Tanne, Fich-
te und Rosskastanie, füllen die 
Darstellung mit Leben.
Landtagspräsidentin Birgit Die-
zel, die die Schau mit einem 
Grußwort eröffnete, betonte 
den Stellenwert des Themas Ar-
tenschutz. Der Schutz der natür-
lichen Lebensgrundlagen und 

die Verpflichtung zu verantwor-
tungsvollem und zukunftsori-
entiertem Handeln sei ein Ver-
fassungsgebot und diene dem 
Wohle aller Menschen im Frei-
staat.

Von den derzeit insgesamt 145 Landschaftspflegeverbänden in ganz 
Deutschland arbeiten allein 58 Verbände in den neuen Bundesländern. 
Sechs Verbände davon sind in Thüringen aktiv.  
Ihre Tätigkeit koordiniert  das Projektbüro Thüringen, 
Gerhard Gramm-Wallner, Alfred-Hess-Straße 8, 99094 Erfurt
Tel.: 	 0361 3025826,  
Mail: 	 gramm-wallner@lpv.de
Web: 	 http://www.thueringen.lpv.de/

Nähere Informationen zu den einzelnen Landschaftspflegeverbänden 
erhalten sie unter: 

Landschaftspflegeverband Thüringer Grabfeld e.V., Römhild 
(Tel.: 036948 8296621,  Mail: lpvgrabfeld@t-online.de)
Landschaftspflegeverband Biosphärenreservat Thüringische  
Rhön e.V., Kaltensundheim 
(Tel.: 036946 20656,  Mail: lpv.rhoen@t-online.de)
Landschaftspflegeverband Thüringer Wald e.V.,  Friedrichshöhe 
(Tel.: 036704 80597,  Mail: lpv.thueringer-wald@freenet.de)
Landschaftspflegeverband Mittelthüringen e.V., Weimar 
Tel.: 03643 419915,  Mail: lpv_mittelthueringen@freenet.de
Landschaftspflegeverband Ostthüringer Schiefergebirge /  
Obere Saale e.V. , Ranis 
(Tel.: 03647 419101,  Mail: aho.sok.tuttas@web.de)
Landschaftspflegeverband Altenburger Land e.V.,  Ponitz 
(Tel.: 03762 6244651)

•

•

•

•

•

•

Florian Meusel,  neben seiner Aufgabe im Bundesverband  auch  Vorsit-
zender des Landschaftspflegeverbandes „Thüringer Wald e.V.“, dankte 
den zahlreich erschienenen Ministern und Abgeordneten des Landtags 
für die gute und konstruktive Zusammenarbeit in den letzten Jahren.
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Angesichts der zunehmenden 
Übergriffe auf Polizisten dringt 
der innenpolitische Sprecher 
der CDU-Landtagsfraktion, 
Wolfgang Fiedler, auf einen 
besseren Schutz für Polizeibe-
amte, Feuerwehrleute und Ret-
tungskräfte durch eine Straf-
rechtsnovelle. 
Der Innenpoli-
tiker hofft auf 
die Zustim-
mung der SPD 
für eine ent-
s p r e c h e n d e 
B u n d e s rat s -
initiative. Laut 
Fiedler reicht 
dies alleine 
jedoch nicht 
aus. „Offenbar 
schwindet der 
Konsens, dass Gewalt kein Mit-
tel der Politik sein darf. Alle Bür-
gerinnen und Bürger sind auf-
gefordert, dieser gefährlichen 
Entwicklung entgegenzutre-
ten“, sagte Fiedler mit Blick auf 
die jetzt vorgestellte Statistik 
zur politisch motivierten Kri-
minalität (PMK) für 2009.  Da-
nach ist fast jedes vierte Op-
fer politischer Gewaltkrimina-
lität ein Polizist. Auch in Thü-
ringen scheint sich laut Fied-

Bei der von der Bundesregierung 
geplanten Einführung eines ein-
heitlichen Rentensystems in Ost 
und West müssen die Renten von 
in der DDR geschiedenen Frauen 
gerechter geregelt werden. Dafür 
hat sich der gleichstellungspoli-
tische Sprecher der CDU-Frakti-
on, Henry Worm, in einem Brief an 
Bundeskanzlerin Dr. Angela Merkel 
eingesetzt. Hintergrund: In West-
deutschland garantiert der 1977 
geregelte Versorgungsausgleich 
eine faire Rentenberechnung für 
gemeinsame Ehejahre. Im Ren-
tenüberleitungsgesetz ist diese in 
der DDR unübliche Regelung nicht 
übernommen worden. Anderer-
seits werden Kindererziehungs-
zeiten für Kinder, die vor 1992 ge-
boren wurden, nur mit einem Jahr 
veranschlagt, obgleich in der DDR 
dafür drei vorgesehen waren. Das 
trifft vor allem Frauen, die nicht 
durchgängig berufstätig waren.

CDU-Fraktion dringt auf besseren Schutz von Polizisten
Besorgniserregende Entwicklung der politisch motivierten Kriminalität

ler nun zu bestätigen, was in 
deutschen Großstädten schon 
seit längerem zu beobach-
ten ist. Immer häufiger wer-
den Polizisten attackiert, vor 
allem durch Linksextremisten. 
Der CDU-Innenexperte sieht 
hier „vor allem DIE LINKE in der 

Verantwortung, klare Grenzen 
zu ziehen, statt diese Grenzen 
selbst auszureizen oder gar zu 
überschreiten. 
Gewalt gegen Rechtsextre-
misten ist genauso wenig legi-
tim wie rechtsextreme Gewalt 
selbst. Das Gewaltmonopol 
liegt beim Staat“, unterstrich 
Fiedler. Die Statistik zur PMK 
muss nach Meinung Fiedlers 
auch Konsequenzen für das 
geplante Landesprogramm 

für Demokratie, Toleranz und 
Weltoffenheit haben. „Die Zah-
len zeigen deutlich, dass Extre-
misten unterschiedlicher po-
litischer Färbung Menschen-
würde und freiheitliche demo-
kratische Grundordnung im-
mer aggressiver in Frage stel-

len und politisch motivierte 
Kriminalität dabei ein wach-
sendes Problem ist. Es gilt,  
diese Herausforderung umfas-
send wahrzunehmen und die 
Bausteine eines Landespro-
gramms entsprechend auszu-
richten. Vor allem kommt es 
darauf an, die Regeln für ein 
gewaltfreies demokratisches 
Miteinander zu verinnerli-
chen“, sagte der Innenpolitiker 
abschließend.

Politisch motivierte Kriminalität in Thüringen (2009)
 

	 PMK-Rechts	 PMK-Links
Propagandadelikte	 841	 12
Politisch motivierte Gewaltkriminalität	   42	 79
Sonstige staatsschutzrelevante Delikte	 330	 376

173 Personen wurden 2009 Opfer politischer Gewalt, darunter waren 14 
Menschen nichtdeutscher Herkunft. In 94 Fällen handelte es sich um links 
motivierte Gewalttaten.

Die CDU-Fraktion im 
Thüringer Landtag 
lehnt eine Kreisgebiets-
reform ab, weil sie ihrer 
Überzeugung zufolge 
nicht mit Einsparungen 
für das Land verbun-
den ist. Das hat der in-
nenpolitische Sprecher 
der Fraktion, Wolfgang 
Fiedler, im Landtag er-
klärt. „Wenn Landkreise 
oder kreisfreie Städ-
te Kreisgrenzen frei-
willig und im Einver-
nehmen ändern wol-
len, werden wir das gesetzgebe-
risch konstruktiv begleiten, aber 
wir werden keine Kreisgebiets-
reform auf den Weg bringen“, 
sagte Fiedler.  Laut CDU-Fraktion 
ist bisher nicht plausibel nach-
gewiesen, dass größere Kreise zu 
nennenswerten Einsparungen in 
den Haushalten der Länder füh-
ren. Für das von der Landesregie-
rung geplante Gutachten regte 
Fiedler (Foto) an, „die finanziellen 
Effekte genau zu prüfen, die sich 
aus Kreisgebietsreformen in an-
deren Ländern ergeben haben. 
Die CDU scheut diesen Vergleich 

nicht, damit endlich Klarheit in 
die Diskussion kommt“, so der In-
nenexperte. Wie er weiter aus-
führte, will die CDU-Fraktion sich 
in der laufenden Wahlperiode vor 
allem auf die gemeindliche Ebe-
ne konzentrieren. „Wir haben mit 
der Thüringer Landgemeinde 
eine Gemeindeform in der Thü-
ringer Kommunalordnung ver-
ankert, die Bürgernähe, effiziente 
Verwaltung und örtliche Gestal-
tungsspielräume gewährleistet. 
Unser Ziel ist eine möglichst 
große Zahl an Landgemeinden“, 
schloss Fiedler.

Kreisgebietsreform kann Landeskasse nicht entlasten
Vergleich mit anderen Ländern soll Klarheit bringen

Die Windenergie soll in Thü-
ringen mit Augenmaß und 
mit Rücksicht auf die Natur- 
und Kulturlandschaft aus-
gebaut werden. Darauf hat 
die Sprecherin für Bau, Ver-
kehr und Landesplanung der 
CDU-Landtagsfraktion, Chri-
stina Tasch (Foto), hingewie-
sen. Für eine Verdreifachung 
der Flächen für Windparks sei 
die CDU nicht zu haben, sagte 
Tasch mit Blick auf entspre-
chende Diskussionen.

Die CDU/SPD-Koalition strebt 
in Thüringen bis 2020 einen 
Anteil von 35 Prozent erneu-
erbarer Energie an der Strom-
produktion und –nutzung an. 
Der Anteil wird nach Anga-
ben des Landesamtes für Stati-
stik mit 37,2 Prozent (2009) be-
reits überschritten. Die Wind-
kraft hatte daran einen Anteil 
von rund 50 Prozent. „Aus den 
vorliegenden Daten ergibt sich 
für mich nicht, warum wir die 
Flächen für Windräder auswei-
ten müssen“, sagte der energie-
politische Sprecher der Frakti-
on, Henry Worm.  Nach seinen 

Worten hat Thüringen mit zu-
letzt 18,8 Prozent den höch-
sten Anteil der erneuerbaren 
Energien am Primärenergie-
verbrauch in Deutschland. „Wir 
wollen diesen Anteil deutlich 
steigern, setzen dabei jedoch 
eher auf Biomasse“, so Worm. 
Wie Tasch hinzufügte, „kann 
man niemandem erklären, wa-
rum wir im Thüringer Wald bei 
der 380-KV-Leitung um land-
schaftsverträgliche Lösungen 
ringen, aber auf der anderen 
Seite die Zahl der die Land-
schaft verschandelnden Wind-
räder verdreifachen sollen.“

Anteil der erneuerbaren Energie soll deutlich wachsen
Ausweitung der Windparks dazu nicht erforderlich

Gerechte Renten: Henry Worm 
schreibt an Bundeskanzlerin




